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Ist es für die Vereinigung der Zonenstaaten bereits zu spät?
Ein Gespräch über die wirtsdiaftlidien und politisdien Möglichkeiten

Ein gesamtdeutscher Sachverständigenbeirat
B e i  der Prüfung der Frage, was 
wir Deutschen selbst tun  können, 
um die Vereinigung von W est- 
und Ostdeutschland vorzubereiten, 
muß von der grundsätzlichen Be­
reitwilligkeit auf beiden Seiten 
ausgegangen werden, die ideolo­
gischen Differenzen zunächst voll­
ständig zurücktreten zu lassen. 
Ihre Überwindung durch spätere 
politische Maßnahmen, w ie z. B. 
die Durchführung freier W ahlen in 
ganz Deutschland, bleibt dabei 
freilich ein Ziel, das erreicht w er­
den muß, wenn die innere Spal­
tung auch für die Zukunft ausge­
schaltet bleiben soll. Mir scheint 
bei der Erfüllung einer solchen 
prinzipiellen Vorbedingung der 
Zeitpunkt für eine adm inistrative 
und wirtschaftliche W iedervereini­
gung noch nicht überschritten. Auf 
adm inistrativem  Gebiet könnten 
die Regierungsbevollmächtigten 
aus beiden Lagern, die im Hinblick 
auf eine künftig durch ein deut­
sches Gesamtparlament zu wäh­
lende deutsche Bundesregierung 
natürlich nur ein provisorisches 
Amt verwalten, von der Potsdamer 
Deklaration vom  2. August 1945 
ausgehen. Sie enthielt im Ab­
schnitt 3, Ziff. 9 Abs. 4, die bisher 
niemals verw irklichte Bestimmung, 
daß einige wichtige zentrale deu t­
sche Verwaltungsabteilungen er­
richtet w erden sollten, a n  deren 
Spitze S taatssekretäre ständen. 
Diese VerwaHungsabteilungen soll­
ten auf den Gebieten des Finanz­
wesens, des Transportwesens, des 
Verkehrs, des Außenhandels und 
der Industrie gebildet werden. 
Die Absicht der Unterzeichner der 
Potsdamer Deklaration w äre heute - 
dahin auszulegen, einen proviso­
rischen gesamtdeutschen Sachver­
ständigenrat m it exekutiven Voll­
m achten fü r solche Geschäfts­
bereiche zu bestellen, die zunächst 
eine Vereinheitlichung der deut­
schen W irtschaft und ihrer V er­
waltung in  die W ege zu leiten 
hätten. Die Aufsicht über diese 
Sachverständigentätigkeit könnte 
evtl. einer in Berlin zu errichten­
den Kommission der UNO. über­
tragen werden.

Eine der w esentlichsten Auf­
gaben dieses gesamtdeutschen 
Staatssekretariats bestände darin, 
die wirtschaftlichen und verkehrs­
politischen Zonengrenzen unver­
züglich aufzuheben; der Interzonen­
paßzwang könnte abgelöst werden 
zunächst durch eine einfache Kon­
trolle der Kennkarten, die zu­
gleich eine Kontrolle des Geldver­
kehrs in sich schließt. Nach einer 
gewissen Zeit könnte das Staats­
sekretariat die Vorbereitung einer 
W ährungsunion abschließen, also 
den Zusammenschluß von DM-Ost 
undDM -W est herbeiführen, dessen 
Durchführung zugleich die Auf­
hebung der Geldkontrolle im W irt­
schaftsverkehr ermöglicht. Für den 
Fall, daß ein  solcher deutscher 
Sachverständigenrat in Verw irk­
lichung der bisher niemals durch­
geführten Bestimmungen der Pots­
damer Deklaration in  Funktion 
tritt, würde wohl auch die Frage, 
ob die Anbahnung wirtschaftlicher 
Beziehungen vor der Erörterung 
einer politischen Vereinigung V or­
rang haben solle, an Bedeutung 
verlieren. Denn d ie Tätigkeit die­
ses gesamtdeutschen Gremiums 
schließt die Förderung der w irt­
schaftlichen Beziehungen in erster 
Linie ein. Sie Ist geradezu damit 
auf das Engste verbuiiden. Um 
nicht das Gesamtwerk der von die­
ser Plattform her vorzubereitenden 
W iedervereinigung zu gefährden, 
wäre die einzelstaatliche Struktur 
ini W est und Ost vorläufig beizu­
behalten. Dieses Provisorium hätte 
zum mindesten solange Bestand, 
als nicht ein gesamtdeutsches Par-

„Man muß nur den
M ö g en  die Daten der Produktions- 
indices auch nur den W ert gewis­
ser Niveauspiegdlungen haben, so 
sind die großen Unterschiede zwi­
schen den drei Indices, in  denen 
Ä e Produktionsergebnisse der drei 
restdeutschen W irtschaftsprovin­
zen aufgefangeii werden, doch ein 
Beweis dafür, daß die W unden der 
Zerreißung einer vormals in jahr- 
zehnit elanger V erflechtung geknüpf­
ten Volkswirtschaft noch immer

lam ent gewählt worden ist und 
entsprechende, diese Struktur än­
dernde, Beschlüsse eines solchen 
Parlam ents gefaßt worden sind. 
W enn man den Schwerpunkt sol­
cher sich auf die ursprünglichen 
Vereinbarungen der Besatzungs­
mächte stützenden gesam tdeut­
schen Bestrebungen auf die H er­
beiführung der wirtschaftlichen 
Einheit legt, ergibt sich daraus als 
bindende Voraussetzung für Ost 
und W est, prestigemäßige Beden­
ken bei den jetzt bestehenden Re­
gierungen unbedingt zurückzustel­
len, ebenso wie ideologische Ge­
sichtspunkte oder Ziele. Diese H al­
tung verpflichtet zugleich zu größ­
te r Sorgfalt bei der Bestellung der 
für den Sachverständigendienst 
(das gesamtdeutsche Staatssekre­
tariat in Berlin) in Frage kommen­
den Persönlichkeiten. Sie müßten 
unabhängig sein von Parteibin­
dungen irgendwelcher Art, am 
besten nur als Experten auf 
denjenigen Gebieten in  Funktion 
treten, die zu den in  Punkt 9, 
Abs. 4, TeU 3 der Potsdamer De­
klaration genaimten Tätigkeits­
bereichen gehören. Da sie keine 
politischen Funktionen, sondern 
nur adm inistrative wahrzunehmen 
hätten, köimte diese Aufgabe ent­
weder durch Fachbeamte von be­
sonderer Qualität oder Sachver­
ständige der W irtschaft in  Angriff 
genommen werden. Sie w äre erst 
dann abgeschlossen, wenn freie 
W ahlen in  ganz Deutschland die 
Bildung einer gesamtdeutschen,

• dem einheitlichen Parlam ent ver­
antwortlichen Regierung ermög­
licht haben. (af)

Anfang finden . . . "
bluten. Nach neueren Berechnun­
gen lag der Produktionsindex für 
W estdeutschland im  Durchschnitt 
des Jahres 1950 bei 109, für die 
DDR. bei 84 und für W estberlin 
bei 30 (1936 =  100).

Schon allein vom Stand der 
Produktivität für alle Teile her ge­
sehen sollte man sich daher das 
Ziel setzen, die Verflechtung zwi­
schen den drei W irtschaftsprovin­
zen möglichst innig zu gestalten.
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Man braucht dabei nicht nur an 
die agrarisch-industrielle Ergän­
zung zu denken, sondern muß sich 
vielmehr das Aufeinandörangewie- 
sensein in hundert und aber hun­
dert Zubehörteilen vor Augen hal­
ten. Es gibt wirtschaftliche Stam­
meseigenheiten, die sich im histo­
rischen M iteinander entwickelt 
haben und auf die man sich ein­
gestellt hat. Für die Vernachlässi­
gung solcher Zusammenhänge zah­
len alle Seiten m it Produktionsein- 
bußen.

Aber es ist nicht zu verkennen, 
daß man sich in den letzten füni 
Jahren auseinandergelebt hat, in 
der W irtschaftsverfassung, im W irt­
schafts- und W ährungsrecht und in 
anderem  mehr. Leider spricht man 
in den drei W irtschaftsprovinzen 
auch nicht m ehr die gleiche 
Sprache, wenigstens was den W ort­
inhalt betrifft.

Die Jahre der Zerreißung haben 
zu Konsequenzen der Verselbstän­
digung voneinander geführt, die 
bei einer W iedervereinigung zu­
nächst in partiellen Krisenerschei­
nungen äusmünden würden. Gerade 
dann aber würde der starke 
Niveauunterschied große Chancen 
bereit halten, wobei es allerdings 
ohne behutsame wirtschaftspoli­
tische Sicherungen für die schwä­
cheren Partner bei der W ieder­
vereinigung-nicht abgehen dürfte. 
Ein Zuspät für die Gewinnung des 
größeren W irtschaftsraum es kann 
es vom Maßstab der Produktivität 
her nicht geben.

Aber man muß den Anfang fin­
den. Von der Seite der W irtschaft 
her empfiehlt es sich, ihn in einer 
W iederbelebung und Legalisierung 
des Interzonenhandels und -ver- 
kehrs zu suchen. Auf allen Seiten 
wäre es wünschenswert, wenn die 
Gestaltung des Interzonenhandels 
aus der direkten Einflußnahme der 
Besatzungsmächte in deutsche 
Hände zurückgelegt würde. Es ist 
schade, daß man das Stichwort 
von der „Liberalisierung des In­
terzonenhandels" nicht geben kann, 
ohne sich dessen bewußt zu sein, 
daß mehr als eine große W oge des 
guten politischen W illens notwendig 
wäre, um es flott zu machen. Der 
Trend müßte aber in der Richtung die­
ses Stichworts gehen. W ährungs­
politische Realistik müßte man aller­
dings abwarten. Diese braucht sich

jedoch nicht den Kunsrelationen 
der gleichsam m ilitanten Ära der 
Interzonenwirtschaft zu fügen. So 
unterschiedlich liegen die Kauf­
kraftparitäten doch wohl nicht, wie 
-es die W echselkurse in Berlin und 
anderswo anzeigen. Ein W ort noch 
für den gesamtdeutschen Goodwill, 
der den Leipziger Messen immer 
noch zukommt und der sorgfältig 
w eiter gepflegt werden sollte. Be­
sondere M essekontingente als An­
fangsposten der Annäherung sind 
durchaus denkbar.

Neben dem Interzonenhandel soll­
ten insbesondere auch die Ge­
spräche technischen und natur­
wissenschaftlichen Charakters, z. B.

Keine „dritte
B e i der V erhärtung der Stand­
punkte innerhalb wie außerhalb 
Gesamtdeutschlands gerät man in 
Gefahr, einer „dritten Ideologie" 
zum Opfer zu fallen, wenn man 
konkrete Ansatzpunkte einer Ver­
einigung Ost- und W estdeutsch­
lands sucht. Es ist die Ideologie 
oder gar Illusion, die sich in Neu­
tralitätsphantasien am deutlichsten 
kundtut, die aber auch andere 
noch harm loser aussehende Fas­
saden kennt.

Das Problem der W iederverei­
nigung der heute schmählich ge­
trennten Teile Deutschlands steht 
zwingend vor einer glasklaren Ent­
scheidung: für oder gegen die Frei­
heit des Menschen in der Staats­
gesellschaft. Man kann diese Frei­
heit in der westlichen Hemisphäre 
mit kapitalistischem, sozialisti­
schem oder einem Vorzeichen zwi­
schen beiden bejahen, weil diese 
westliche Hemisphäre in jedem 
Falle die politische Auseinander­
setzung über diese Formen gesell­
schaftlicher und persönlicher Frei­
heit kennt. M an kann aber den 
Grundzug bolschewistischer Ge-, 
sellschaftsführung, die Freiheit der 
Persönlichkeit grundsätzlich zu 
opfern, nur bejahen oder ver­
neinen; eine Zwischenlösung gibt 
es hier nicht.

Auch wirtschaftlich gibt es da­
bei keine Zwischenlösung, da ein 
System, das die innere Treue zu 
einem W ort, das man einem als 
Gegner angesehenen Partner gibt, 
nicht kennt, den wirtschaftlichen 
Austausch niemals allein ökono-

über Normung und Produktions­
verfahren, gepflegt werden. Die 
Unverfänglichkeit des Stoffes wird 
dabei Hilfestellung leisten. Kauf­
leute und Techniker hätten dem­
nach die V orhuten zu stellen, in 
denen der Ham burgischen Ge­
schäftswelt am Sitz des nächsten 
atlantischen Hafens der beiden 
ostelbischen W irtschaftsprovinzen 
eine besondere V erm ittlerrolle zu­
kommt. Die W irtschaft hat jüngst 
darauf hinweisen lassen, daß es 
dem  Interzonenhandel gut tue, 
wenn breitere Kreise der Geschäfts­
welt an ihm beteiligt werden könn­
ten, um auf diesem Gebiet Quasi­
monopole zu vermeiden. (Hn)

" Ideologie!
misch, sondern stets zugleich und 
ausschlaggebend auch politisch 
betrachtet. Das' scheinen manche 
zu verkennen, die den Interzonen­
handel gern nur vom geschäft­
lichen Standpunkt aus betrachten 
möchten. Der Interzonenhandel 
muß deshalb von W estdeutschland 
aus auch stets politisch gesehen 
und kann nur mit dieser Einschrän­
kung zugelassen werden. Ein, In­
strument der politischen V erstän­
digung kann der Interzonenhandel 
niemals werden, solange aller Han­
del im Osten straff politisch orga­
nisiert ist.

So wie die Dinge real liegen, 
könnte ein Gespräch — gleichgül-» 
tig ob zwischen deutschen oder in­
ternationalen Partnern — nur unter 
zwei alternativen Voraussetzungen 
fruchtbar sein: Entweder auf der 
Grundlage der Anerkennung poli­
tisch freier Persönlichkeit auch in 
der Ostzone, oder auf der Grund­
lage des Abwägens der tatsäch­
lichen M achtfaktoren, um zur V er­
meidung heißen Krieges Grenzen 
der beiderseitigen Gebietsbeein­
flussung zu gewinnen.

Die erste A lternative können 
weder Grotewohl noch Pieck noch 
Ulbricht, selbst wenn sie es ehr­
lich wollten, erfüllen, da ihre 
M acht nur von Moskau’s Gnaden 
nicht aber von der deutschen Be­
völkerung legalisiert ist. Das ver­
bietet auch eine irgendgeartete 
„Dachorganisation" mit dem ost­
zonalen Regime.

Die andere Möglichkeit hängt 
nicht von der westdeutschen, auch
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nicht allein von der -westeuropä­
ischen Kraft, sondern von der der 
USA. und des Commonwealth ab. 
Es ließe sich denken, daß diese 
Kraft zu einem späteren Zeitpunkt 
stark  genug ist, um den Verzicht 
Rußlands auf die Ostzone zu 
erzwingen. Dies auszusprechen, 
zwingt zum Eingeständnis, daß 
diese Aussicht zur Zeit nicht sehr 
groß erscheint. Ein sowjetisches 
Zugeständnis freier, unbeeinflußter 
W ahlen könnte aber ein erster 
Schritt dorthin sein, sofern die 
Kraft hin ter den W estmächten 
steht, dann auch der w eiteren 
U nterw anderung der Ostzone Ein­
halt zu gebieten. Dazu muß in aller 
Deutlichkeit festgestellt werden, 
daß auf jeden Fall ein etwaiger 
wehrorganisatorischer Beitrag 
W estdeutschlands zur Erringung 
des Zieles der zweiten A lter­
native von wesentlich geringerem 
Einfluß w äre als die Schaffung 
sozialer Verhältnisse, die das 
Selbstgefühl insbesondere der ab­
hängig arbeitenden SchichtenW est- 
deutschlands wesentlich stärken. 
Dies allein g ibt nämlich auch 
W estdeutschland die Kraft, der 
kommunistischen geistig-politischen 
Unterwanderung Herr zu werden, 
die entscheidender ist als das 
Zahlenbild politischer W ahlen. (-11-)

Niemals erlahmen!
D i e  W iedervereinigung der Ost­
zone mit dem übrigen Deutschland 
ist für das deutsche Volk das 
Natürlichste von der W elt. Die 
Volksmeinung hüben und drüben 
ist hierfür der schlüssigste Beweis. 
Daraus ergibt sich die V orausset­
zung für die politische W iederver­
einigung: freie und geheime W ah­
len in ganz Deutschland zu einern 
gemeinsamen Parlam ent m it ech­
ten Vollmachten. Das ist infolge 
des Terrors in der Ostzone nur 
un ter internationaler Treuhand­
schaft möglich, die auch in der 
Ostzone fre ie  W ahlen garantiert. 
Das setzt eine politische Verstän­
digung der W eltm ächte U^A. und 
Rußland über diesen Punkt voraus.

W as kann das deutsche Volk 
seinerseits tun, um die Besatzungs­
mächte zu dieser Verständigung 
zu drängen — und die V orausset­
zungen für die W iedervereinigung 
zu erhalten?

Die Bevölkerung der Ostzone 
kann nur fortfahren bei allen mög­
lichen Gelegenheiten w eiterhin 
ihren Abscheu vor dem dort herr­
schenden System kundzutun, um 
dadurch den russischen M acht­
habern nach Möglichkeit das In­
teresse an ihrer Zone zu vergällen 
und sie dadurch verhandlungs­
bereiter zu machen.

In der Bundesrepublik müssen 
wir m ehr tun:

1. Die wirtschaftlichen und da­
mit die sozialen Verhältnisse müs­
sen so stabilisiert werden, daß die 
Sehnsucht der Ostzonenbevölke­
rung zur Bundserepublik nicht er­
lahmt, sondern zunimmt.

2. In der Außenpolitik müssen 
wir eine Haltung einnehmen, die 
zwar eindeutig gegen kommunisti­
sche Aggressionsgelüste — aber

nicht gegen Rußland provokato­
risch ist, z. B. lin der Frage Remili­
tarisierung jedes ,.preußische Sä- 
belgerassel" unterlassen. In diesem 
Punkt sind die Russen, und nicht 
nur sie, als „gebrannte Kinder" 
überempfindlich, und das nicht 
ohne Grund.

3. Die Bevölkerung und die Poli­
tiker der Bundesrepublik müssen 
sich ganz k lar machen, vielmehr 
als es bisher oft geschieht, daß 
die deutschen M achthaber der O st­
zone nicht iegitim iert sind, da sie 
freie W ahlen nicht zuließen, die 
W elt vielmehr mit Terrorwahlen 
düpieren wollten. Daher können 
sie auch keinen Augenblick eine 
eigene Politik betreiben, sondern 
sind in  allen  Äußerungen nur die 
Funktionäre der russischen Außen­
politik. (kb)

Diplomatie zwischen den Zonen
A Is vor einiger Zeit in einer großen norddeutschen Tageszeitung an die 
^  Bundesregierung die Aufforderung gerichtet wurde, daß der allen 
sattsam  bekannte Brief Grotewohls über eine Vereinigung Deutschlands 
auf jeden Fall beantw ortet werden müsse, hätte man beinahe Freude 
darüber empfinden können, daß in Deutschland nodi nicht alles Finger­
spitzengefühl für Diplomatie verloren gegangen sei. Gerade weil der 
wohl nicht ganz unberechtigte Verdacht bestand, daß dieser Brief eines 
gewissen propagandistischen Hintergrundes nicht entbehre, hätte er einen 
guten Anlaß abgeben können, die propagandistische Geste zu einer 
ernsten wirtschaftlichen und politischen Aktion umzugestalten, die mit 
einer solchen Dringlichkeit hätte in Szene gesetzt werden müssen, daß es 
der Picasso’schen Friedenstaube schwer gefallen wäre, von ihrem Höhen- , 
flug zurückzukehren. W enn die propagandistische Absicht im Grote- 
wohl'schen Brief vorgeherrscht hat, dann kann mit der vorliegenden A nt­
wort leicht Mißbrauch getrieben werden. Sie hat das Air einer politischen 
Note, wie sie zwisdien zwei feindlichen Staaten gewechselt zu werden 
pflegen: man schiebt sich die Schuld gegenseitig zu. Damit soll um Gottes­
willen nicht gesagt sein, daß kein schuldhaftes V erhalten vorliege. W ir 
brauchen nur an die Verzichterklärung auf die deutschen Gebiete jenseits 
der Oder und Neiße zu denken, die wir nicht vergessen hätten, auch wenn 
sie nicht in der Antwortnote erwähnt worden wäre.

Es muß in aller Ernsthaftigkeit ausgesprochen werden, daß es sich bei 
dem V erhältnis der Zonen zueinander n id it um zwei'politisch souveräne 
S taaten handelt. Diesseits und jenseits der Elbe sitzen Deutsche, die aus 
wirtschaftlichen und politischen Notwendigkeiten wieder zu einem Staat 
vereint werden müssen. Die „diplomatischen” Gespräche zwischen beiden 
Zonen sind also keine Angelegenheit hoher Außenpolitik, und sie ver­
langen einen entsprechenden Ton. Es sollten sich beide Regierungen 
der Zonenstaaten darüber klar sein, daß diese wirtschaftliche und politi­
sche W iedervereinigung das Verlangen aller Deutschen, und zwar das 
allen anderen Wünschen vorherrschende Verlangen ist, und daß es viel­
leicht das einzige Problem ist, w orüber keine Abstimmung vonnöten ist. 
W ürden wir nicht alle lieber auf einen Teil unseres konjunkturbedingten 
W ohllebens verzichten, wenn wir dafür eine im Gesamtgebiet aus­
geglichene W irtschaftsstruktur eintauschen könnten, die uns eine w irt­
schaftliche Gesundung auf lange Sicht in Aussicht stellt?

In dieser Frage müßten wir etwas selbständiger denken. Die veran t­
wortlichen Leute der Ostzone sollten sich abgewöhnen, sich einzubilden, 
daß hier in W estdeutschland die „kapitalistischen" Am erikaner herrschen, 
wie man es auch bei uns verm eiden sollte, von der „Sowjetzone“ zu 
sprechen. M an sollte auch die Möglichkeit nicht ganz außer Acht lassen, 
daß plötzlich auf einer weltpolitischen Konferenz, ganz gleich ob sie auf 
der Krim oder auf Hawai stattfindet, die Am erikaner und Russen ihre 
gemeinsamen demokratischen Grundlagen entdedien und wir dann allein 
wie zwei feindliche Brüder im Herzen Europas sitzen könnten. Die W elt­
politik geht oft ihre eigenen W ege. (sk)
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